Der Schutz des Lebens als juristische und ethische Aufgabe by KOSC Antoni
Nanzan hogaku， VoI. 10， No. 3 (1987) 144 
DER SCHUTZ DES LEBENS 
ALS JURISTISCHE UND 
ETHISCHE AUFGABE 
Antoni Kosc 
Inhalt 
A. Der Schutz des Lebens aus juristischer Sicht ................ 72 
Einleitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 72
1. Abtreibung .................................................... 73 
1. Geschichtlicher Abris ...................................... 73 
2. Das Urtei1 des BVerfG vom 15. 2. 1975 ..................... 74 
3. Die Neuregelung seit 1976 ...... ...... ...... .. ...... ...... 75 
a) Ubersicht uber ¥i218 StGB .............................. 75 
b) Die Rechtfertigung des Schwangerschaftsabbruchs 
durch Indikationen (B 218 a. StGB) ..................... 77 
ba) Medizinische Indikation ............................ 77 
bb) Eugenische Indikation . '" .. .. ... .... . .. .. 78 
bc) Ethische Indikation ................................ 78 
bd) Soziale Indikation .................................. 79 
4. Kritik....................................................... 79 
]. Euthanasie..................................................... 81 
1. Allgemeine Problemstellung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 81
2. Erscheinungsformen der Euthanasie ....................... 81 
a) Juristisch unproblematische Falle . .... .. . .. '" . . .... 81 
b) Juristisch problematische Falle ........................ 82 
3. Kritik....................................................... 84 
B. Der Schutz des Lebens aus ethischer Sicht ................... 84 
Einleitung ......................................................... 84 
(71) 
143 
1. Abtreibung .................................................... 86 
1. Das Abtreibung-Problem als Paradigma fur die Frage 
nach dem Verhaltnis von Recht und Moral ................ 86 
2. Die Indikationen ............................................ 89 
a) Die eugenische Indikation .............................. 89 
b) Die ethische Indikation ................................. 90 
c) Die soziale Indikation ................................... 90 
3. Kritik....................................................... 91 
IJ. Euthanasie und Moral ......................................... 92 
Anmerkungen ..................................................... 94 
Literaturverzeichnis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  97
A. Der Schutz des Lebens aus juristischer Sicht 
Einleitung 
“Der Schutz des Lebens als juristische Aufgabe" kennzeichnet eine 
sehr umfassende Problematik. Was ist Leben， wer sol1 es schutzen， 
wie sol1 es geschutzt werden? 
Leben ist nicht nur das Leben eines gesunden Mensch巴u. Auch 
das ungeborene Leben gehort dazu; fraglich ist jedoch， ab wann es 
dazugehort und ob es“so viel wert ist，" wie geborenes Leben. Ebenso 
problematisch sieht es mit dem Todgeweihten aus， der qualvo11 leidend 
sein Ende herbeisehnt. 1st sein Leben anders zu beurteilen als das 
eines jungen gesunden Menschen? 
Als Adressaten des Lebensschutzes kommt der “Private" ebenso 
wie der Staat in Betracht. Wie das Leben zu schutzen ist， kann eben-
fa11s nicht mit einem Satz beantwortet werden. Ausgegangen vom 
Lebensretter und -bewahrer“Staat" kann dies z. B. mittelbar durch die 
Ponalisierung von Tむtungengeschehen. Selbstverstandlich ist， daβ 
Mord und Totschlag unter Strafe st巴hen. Schwierig wird es aber， 
wenn es v巴rbotenwird， andere mit deren ausdrucklichen Willen zu 
tδten. Unmittelbarer Schutz des L巴bensist denkbar durch die Einrich-
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tung der Polizei. Aber kann dem Staat zugemutet werden， Terroristen 
freizulassen， um einen Prominenten vor seinem sicheren Tod zu 
bewahren? Und kann dem Staat erst recht abverlangt werden， jemanden 
gegen seinen ausdrucklichen Willen， eventuell noch mit Gewalt， am 
Leben zu erhalten (z. B. Zwangsernahrung)? 
Die Problematik ist so mannigfaltig， daβeine detaillierte Darstel圃
lung den Rahmen dieses Aufsatzes sprengen wurde. Schwerpunktmaβig 
werden hier die Fragen der Abtreibung und Euthanasie erlautert. 
1. Abtreibung 
1. Geschichtlicher Abris 
Ein Abtreibungsverbot war den Volkern in vorchristlichen Zeiten 
unbekannt， obwohl schon damals eine differenzierte Einstellung bestand. 
Bei den Grieschen galt es zwar als unmoralisch， gesetzliche Sanktionen 
gab es aber nicht. 1m Romischen Reich entwickelte sich erstmals die 
Strafbarkeit der Abtreibung， wobei eher politische Zweckmaβigkeit 
als Ursache zu sehen war. Erst im spateren Mittelalter ergab sich 
eine Wende， die durch das Christentum begrundet wurde: Der Embryo 
wurde dem geborenen Leben gleichgestellt. Man unterschied zunachst 
zwischen beseelter und unbeseelter Frucht， wobei der Zeitpunkt vom 
Geschlecht abhangig gemacht wurde. Schlieβlich betrachtete man den 
Zeugungsvorgang als Beginn des menschlichen Lebens， womit der 
Schwangerschaftsabbruch der Kindestりtunggleichgestellt und unter 
Strafe gest巴ltwurde. 1m ]ahre 1871 entstand das Reichsstrafgesetzbuch， 
die Urfassung des heutigen Strafgesetzbuches (StGB). 1n ihm war auch 
~ 218 aufgenommen， der die Abtotung der Leibesfrucht vom Zeitpunkt 
der Empfangnis an ausnahmslos unter Strafe stellte.1) Von da an 
wurde der Tatbestand des ~ 218 und auch das Strafmas mehrfach 
geandert.2) Wahrend im Dritten Reich die Strafe verscharft wurde， 
wurde das Strafmas von den Besatzungsmachten wi巴derreduziert. 1n 
den letzten ]ahrzehnten gab es verschiedene Anderungsversuche， die 
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verschiedene Probleme ansprachen. So sol1te die Abtreibung nach einer 
Vergewaltigung straffrei sein， und ein weiterer Anstos zur Diskussion 
ergab sich aus den Contergan-Fal1en. Endgultig wurde 1970 die Reform-
idee erneut aufgegriffen. Der Gesetzentwurf einer Drei-Monatsfristen-
Regelung wurde eingebracht und als Gesetz verabschiedet. Das Gesetz 
trat jedoch nicht in Kraft， weil es vom Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) fur verfassungswidrig erklart wurde. 
2. Das Urteil des BVerfG vom 15. 2. 1975 
Die entscheidende Passage des Urteils des BVerfG lautet:“Die 
Schutzpflicht des Staates ist umfassend. Sie verbietet nicht nur-
selbstverstandlich -unmittelbare Eingriffe in das sich entwickelnde 
Leben， sondern gebietet dem Staat auch， sich schutzend und fordernd 
vor dieses Leben zu stellen， das heiβt vor allem， es auch vor rechts-
widrigen Eingriffen von seiten anderer zu bewahren. An diesem Gebot 
haben sich die einzelnen Bereiche der Rechtsordnung， je nach ihrer 
besonderen Rechtsste11ung auszurichten. Die Schutzverpflichtung des 
Staates muβumso ernster genommen werden， jehoher der Rang des 
in Frage stehenden Rechtsgutes innerhalb der Wertordnung des Grund-
gesetzes anzusehen ist. Das menschliche Leben stell t， wie nicht naher 
begrundet werden mus， innerhalb der grundgesetzlichen Ordnung einen 
Hochstwert dar; es ist die vitale Basis der Menschenwurde und Voraus-
setzung aller anderen Grundrechte. 
Die Verpflichtung des Staates， das sich entwickelnde Leben in 
Schutz zu nehmen， besteht grundsatzlich auch gegenuber der Mutter. 
Unzweifelhaft begrundet die naturliche Verbindung des ungeborenen 
Lebens mit der Mutter eine besonders geartete Beziehung， fur die es 
in anderen Lebenssachverhalten keine Parallele gibt. Die Schwanger-
schaft gehりrtzur Intimsphare der Frau， deren Schutz durch Art. 2 und 
Art. 1 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) verfassungsrechtlich verburgt ist. 
Ware der Embryo nur als Teil des mutterlichen Organismus an-
zusehen， so wurde auch der Schwangerschaftsabbruch in dem Bereich 
(74) 
Der Schutz des Lebens als juristische und ethische Aufgabe 140 
privater Lebensgestaltung verbleiben， in den einzudringen dem Gesetz-
geber verwehrt ist. Da indessen der nasciturus ein selbstandiges 
menschliches Wesen ist， das unter dem Schutz der Verfassung steht， 
kommt dem Schwangerschaftsabbruch eine soziale Dimension zu， die 
ihn der Regelung durch den Staat zuganglich und bedurftig macht."3l 
Ein vollstandiger Ausgleich zwischen dem Lebensschutz des nas-
citurus und der personlichen Freiheit zur Abtreibung ist nicht moglich， 
da der Abbruch immer Vernichtung des ungeborenen Lebens bedeutet. 
Da hier zwei Grundrechte sich gegenuber stehen， ist es notwendig， 
einen Ausgleich zu schaffen， dem das Prinzip des schonenden Ausgleichs 
konkurrierender grundgesetzlich geschutzter Positionen zu Grunde 
gelegt werden muβ. Legt man Art. 2 GG als Masstab an， so wird eine 
Frau durch die Schwangerschaft in ihrer persりnlichenEntfaltungsmog-
lichkeit eingeschrankt. Der Abbruch jedoch bedeutet Vernichtung von 
Leben. Das hier die Wertentscheidung nur zu Gunsten des Lebens 
ausfallen kann， ist offensichtlich， denn in der Abwagung‘Leben' gegen 
personliche Einschrankung ist gemas der grundsatzlichen Wertordnung 
zu jedem Zeitpunkt dem Leben der Vorrang einzur邑umen. Das schlieβt 
aber nicht aus， da.βbestimmte Situationen den Abbruch rechtfertigen 
konnen. Grund-und Ausgangslage bleibt aber die Vorrangstellung des 
Lebens. Die konkreten Schutzmasnahmen werden vom Gesetzgeber 
festgelegt die Verfassung gilt nur in Form der wertabw邑gendenRichtli-
nie， die zur Ausgestaltung effektiver Schutzmasnahmen masgeblich ist. 
3. Die Neuregelung seit 1976 
a) Ubersicht uber ~ 218 StGB 
S 218 Abs. 1 stellt den Abbruch der Schwangerschaft grundsatzlich 
unter Strafe:“Wer eine Schwangerschaft abbricht， wird mit Freiheits-
l:itrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft". Dies gilt fur 
die Fremd-und Selbstabtreibung. Das Verbot gilt fur die gesamte 
Dauer der Schwangerschaft， wobei die terminologische Anderung (bisher: 
Abtotung der Leibesfrucht， jetzt: Schwangerschaftsabbruch) keine 
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sachliche Anderung bedeuteUl Zunachst ist darauf hinzuweisen， daβ 
Schwangerschaft im Sinne von ~ 218 erst vom Zeitpunkt der Nidation 
vorliegt. ~ 219 d. besagt， das Handlungen， deren Wirkung vor Abschlus 
der Einnistung des befruchteten Eies in der Gebarmutter eintritt， nicht 
als Schwangerschaftsabbruch im Sinne dieses Gesetzes gelten.5l Diese 
Fest1egung， die auf biologische Fakten abstellt， ergibt sich daraus， das 
die Nidation sich als grundlegender Einschnitt in der Entwicklung des 
individue11en Lebens dar ste1t. Es ist nicht zu bestreiten， daβaus 
der Verschmelzung der Keimzellen zwar schon menschliches Leben 
entstehen kann， aber erst durch die Einnistung des befruchteten Eies 
in der Gebarmutter eindeutig individualisierbares Leben vorliegt.6l 
Ein weiteres Argument fur diese Festlegung ist， das bei naturlichem 
Ablauf etwa nur die Halfte der Fal1e zur Einnistung】wmmtund der 
Nachweis vor diesem Zeitraum sehr problematisch ist_7l Wie oben 
erwahnt， ist das sich im Mutterleib entwickelnde Leben als selbstandi-
ges Rechtsgut grundsatzlich auch gegenuber der Mutter zu schutzen. 
Aufgrund ihrer“singularen Lage" kommt ihr aber eine privilegierende 
Stellung zu. Gemas ~ 218 Abs. 4 bleibt die Schwangere beim Versuch 
der Selbstabtreibung straffrei， wahrend die Beteiligung durch Dritte 
strafbar ist. ~ 218 Abs. 3 S. 1 sieht grundsatzlich eine geringere Straf-
androhung fur die Schwangere vor， Strafscharfungsgrunde sind fur 
sie nicht anwendbar.Bl Gemäβ~ 218 Abs. 3 s.2 bleibt die schwangere 
Frau vollig straffrei， wenn ein Abbruch vorliegt， vor dem sie sich 
jedoch gemas ~ 218 b.巴inerBeratung unterzogen hat und noch nicht 
mehr als 22 Wochen verstrichen sind. An die Beratung ist die Forde-
rung geknupft， das ein Arzt sie durchfuhrt und dieser nicht identisch 
ist mit dem， der die Abtreibung (nicht spater als am dritten Tag nach 
der Beratung) durchfuhrt.9l Da jedoch der Arzt， der die Abtreibung 
durchfuhrt， strafbar ist， mus die Schwan gere， wi1 sie die Privilegie-
rung des ~ 218 Abs. 3 S. 2 ausnutzen， in ein abbruch-liberaleres Land 
gehen. Diese Straffreiheitsklausel ist sehr umstritten und wird als 
“verkappte Fristenlosung" bezeichneUOl Der Unterschied zur Fristen-
losung besteht darin， das es sich hier um einen personlichen Strafaus-
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schliesungsgrund handelt， der nur fur die Frau gilt. Dadurch wird der 
Abbruch nicht vom genereIIen Unwerturteil ausgenommen. Die rechts-
widrige Handlung bleibt， aIIe weiteren Beteiligungen sind weiterhin 
strafbar und auch das Verhalten der Schwan geren wird rechtlich 
misbi1ligt; es fehlt lediglich an der StrafeY) Da die Beteiligten 
strafbar bleiben， findet sich aIIer Wahrscheinlichkeit nach auch kein 
Arzt bereit， unter diesen Umstanden einen Eingriff vorzunehmen. Aber 
es bleibt， wie oben schon kurz erw邑hnt，die Moglichkeit einer Abtrei-
bung im Ausland. Die Beratung sichert der Frau Straffreiheit zu und 
der auslandische Arzt unterliegt nicht dem deutschen Strafrecht. Dies 
ist aber deshalb problematisch， da nur finanziell besser gestellte Frauen 
eher in der Lage sind， auch ohne eine Indikation eine strafJose Abtrei-
bung vornehmen zu】(onnen;dies hatte bei der Schaffung des Gesetzes 
bedacht werden mussen. GrundsatzJich wird aber mit dieser Form des 
Abbruches die Wertordnung des Grundgesetzes wieder unterJaufen. Die 
Bedeutung des Lebens wird zugunsten der freien EntfaJtung der Frau 
zuruckgestuft，12) und steht damit im Gegensatz zur Aussage des Grund-
gesetzes und zu dem Urteil des BVerfG. Die StraffreiheitsklauseJ 
wurde deswegen einer verfassungsrechtlichen Uberprufung nicht stand-
hal ten konnen. 
b) Die Rechtfertigung des Schwangerschaftsabbruchs durch 
Indikationen ({} 218 a. StGB) 
{} 218 a. regelt die Voraussetzungen， die einen Schwangerschafts-
abbruch rechtfertigen. Der Eingriff muβvon einem Arzt vorgenom-
men werden und die Einwi1ligung der Schwangeren muβvorliegen. 
Des weiteren mus eine Beratung stattgefunden haben.13) Dazu kommt 
das Vor1iegen einer“Indika tion". 
ba) Medizinische Indikation 
Die medizinische Indikation liegt dann vor， wenn der Abbruch 
angezeigt ist， um eine Gefahr fur das Leben oder eine schwerwiegende 
Beeintrachtigung des korperlichen oder seelischen Gesundheitszustandes 
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abzuwenden und die Gefahr nicht auf andere zumutbare Weise abge圃
wendet werden kann. Hier ist insbesondere an psychisch oder physisch 
depressive oder korperliche Kranke gedacht und insbesondere an ernst 
zunehmende Selbstmorddrohungen.14) 
bb) Eugenische Indikation 
Die eugenische oder genetische Indikation liegt vor， wenn infolge 
Erbkrankheiten und Krankheitseinflussen davon auszugehen ist， das eine 
schwere Schadigung des Kindes vorliegen wird， die einer Fortsetzung 
der Schwangerschaft entgegensteht. Hier sol1 nicht dem Kind das 
Lebensrecht abgesprochen werden; vielmehr ist beabsichtigt， die Mutter 
von der ungeheuren Anstrengung und Pflege fur ein behindertes Kind 
zu befreien. Dies fuhrt jedoch schon bedenklich zu einer Abwagung 
der Lebensqualitat. Fraglich ist， ob ein behindertes Kind als solches 
unzumutbar ist， oder nur dann， wenn noch weitere Kriterien dafur 
sprechen mussen， wie z. B. eine sehr grose Familie. Aber selbst wenn 
z. B. eine daraus resultierende psychische Instabilitat der Mutter 
gefordert werden wurde， wer sollte einer Frau diese Instabilitat 
absprechen? Andererseits kann sich die Frau dann jederzeit darauf 
berufen. Hier bleibt nur die Abwagung， das aus der eigenen uberzeu-
gung eine En tscheidung fa1 t. 
bc) Ethische Indikation 
Hier ist ein Abbruch gerechtfertigt， wenn ein Sexualdelikt als 
Ursache der Schwangerschaft vorliegt bzw. dringende Grunde dafur 
sprechen. Inzest， Vergewaltigung in der Ehe oder Verfuhrung fa11en 
nicht darunter戸) Bei dieser Indikation ist Voraussetzung der Zumut-
barkeit nicht verlangt_16) Dies ist als Wertung des Gesetzes dahinge-
hend zu verstehen， das eine Austragung nicht gefordert werden kann， 
auch nicht durch eine Abhilfemoglichkeit， wie z. B. durch eine Adoption. 
Die Indikation gilt nur wahrend der ersten 12 Wochen， weil ein Ein-
griff danach gegenuber dem sich entwickelnden Leben nicht zu recht-
fertigen ist und auch das Risiko fur jungere Schwangere zu hoch isU7) 
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1m Verlauf der Schwangerschaft konnte es gewis zu massiven Abwehr・
handlungen kommen， die sowohl den nasciturus als auch die Frau schwer 
schadigen konn ten. 
bd) Soziale Indikation 
Diese Indikation ist nach dem BVerfG-Urtei1 39， 49 in das StGB 
aufgenommen worden. Die allgemeine Lage der Schwangeren und ihrer 
Familie kann Konf1ikte von solcher Schwere hervorrufen， das von der 
Schwangeren uber ein bestimmtes Mas hinaus keine Opfer zugunsten 
des ungeborenen Kindes erzwungen werden konnen.18) Die vage For-
mulierung des Gesetzes，ぺ..die so schwer wiegen， da.βvon der 
Schwangeren die Fortsetzung der Schwa.ngerschaft nicht verlangt werden 
kann" oder“... nicht auf andere zumutbare Weise abgewendet werden 
kann"， wird der Forderung des BVerfG schwerlich gerecht. Dort wurde 
eine klare Umschreibung der Schwere des sozialen Konflikts， und unter 
dem Gesichtspunkt der Unzumutbarkeit， die Kongruenz mit den anderen 
Indikationen gefordert; dies ist nur andeutungshaft erfullt.19) Hier 
tritt am deutlichsten hervor， wie schwierig es ist， echte Konfliktfalle 
von anderen zumutbaren Belastungen abzugrenzen.19) Belastungen， die 
im ublichen Rahmen einer Schwangerschaft liegen， sind sicher nicht 
ausreichend.20) Eine Abwagung zugunsten des Lebensstandards， des 
Eigenheimes， des Berufes kann ebenfalls kein Masstab sein.21) Auch 
nicht jeder Familienkonflikt kann ausreichen， auch nicht die Tatsache， 
daβdie Plannung des eigenen Lebens sich nicht nach fruher gefa.βten 
Vorstellungen verwirklichen last. Die Grenze ist erst erreicht， wenn 
der Verlust der Lebensgrundlage zu befurchten ist.22) 
4. Kritik 
Die hier gestellten Forderungen erzeugen extreme Schwierigkeiten. 
Ob diese in der Praxis so gehandhabt werden， scheint sehr fraglich. 
Statistisch ge喧ehenist die soziale Indikation die haufigste Art der 
Rechtfertigung des Schwangerschaftsabbruches. Auffallend ist auch， 
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daβuber 30% als Mischindikationen angegeben werden.23) Dies zeigt， 
daβsich die lndikationen in manchem uberschneiden， und daβoft 
mehrere Grunde fur einen Abbruch sprechen. Aber es ist auch ein 
lndiz dafur， daβder Gesetzesinhal t schwer objektivierbar ist. Die 
Aufstellung eines Kataloges fur die “Notlage" ware sicherlich eine 
konkrete Richtlinie， doch ist die Problematik gerade in diesem Bereich 
so vielfaltig， das es unmoglich ware， eine umfassende Auflistung zu 
geben. Diese Grunde haben auch den Gesetzgeber davon abgehalten， 
Rechtsbeispiele zu geben.且) Diese unbestimmte Festlegung hatte z. B. 
zur Folge， das die Beratungsstelle Pro Familia eine unerwunschte 
Schwangerschaft schlechthin als “Notlage" definierte， bzw. al das， was 
gegen die Bedurfnisse und Lebensperspektiven gerichtet ist. Als soziale 
Notlage wurde auβerdem gewertet， was einer gesicherten Zukunft und 
schutzenden Erziehung des Kindes entgegenstand. Begrundet wurde 
dies mi t wiss巴nschaft1ichenUntersuchungen， die keinen Zweifel daran 
liesen， daβerzwungene Geburten sowohl fur die unerwunschten Kinder， 
als auch fur die Eltern und die Gesellschaft nachteilig seien.25) Daβ 
diese Auslegung dem Gesetz widerspricht， ist offensichtlich. Hier 
wird in erster Linie auf die Person der Frau und ihre Bedurfnisse 
abgestellt. Wie aber eindeutig aus dem Urteil des BVerG zu entnehmen 
ist， hat der Schutz des ungeborenen Lebens grundsatzlich Vorrang vor 
dem Selbstbestimmungsrecht der Mutter.26) 
Von einer anderen Seite wird das Problem von der Zentralen 
Beratungsstelle angegangen. Grundlage ist di巴Absicht，das ungeborene 
Leben zu erhalten und durch konkrete Hilfsangebote die Frau fur die 
Fortfuhrung der Schwangerschaft zu gewinnen. Das konkrete Angebot 
bezieht sich auf finanzielle Notlage， Wohnungsprobleme und uberla-
stungen der Mutter. Die Austragungsquoten liegen hier hりherals bei 
Pro Familia， wobei allerdings zu beachten ist， das zu Pro Familia in 
der Regel die Frauen gehen， die schon fest zur Abtreibung entschlossen 
sind， was bei der Zentralen Beratungsstelle nicht der Fall ist. Das 
Kernproblem sind also tatsachliche Hilfsangebote， die allein die hohe 
Abbruchquote senken konnen. 
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Fazit: In der Gesamtbedeutung ist S 218 zu befurworten. Aber es 
gibt einige Punkte， wie z. B. Straffreiheitsklausel， soziale Notlage， die 
dem verfassungsrechtlichen Anspruch nicht gerecht werden. Ob der 
Wert des ungeborenen Lebens noch ausreichend die Abwagung hinsicht-
lich des Abbruchs beeinf1ust， ist dem Einzelnen ubertragen. Die 
Wertvorste11ungen der Betroffenen， das Berufsethos der Arzte， die 
Moglichkeit tats邑chlicherUnterstuzung werden die Einste11ung zum 
Leben pragen und die Unzulanglichkeiten des Gesetzes ausschopfen oder 
ausgleichen. 
n. Euthanasie 
1. Allgemeine Problemstellung 
Der von Art. 2 Abs. 2 GG ausgehende und umfassende Schutz des 
menschlichen Lebens27) sol1 durch Strafgesetze konkretisiert und garan-
tiert werden. Davon erfast werden auch die Moglichkeiten und Grenzen 
der Euthanasie. Die Problematik leitet sich aus dem rechtlichen Span-
nungsfeld des grundsatzlichen Totungsverbotes einerseits， und der 
Straffreiheit der Selbsttotung und der Beteiligung hieran andererseits 
her.28) Eine pauschale Befurwortung oder Ablehnung der Euthanasie 
ist aus juristischer Sicht nicht moglich. Vielmehr mus hinsicht1ich 
des Zeitpunktes， des Patientenwillens und der Motivation des Arztes 
differenziert werden. 
2. Erscheinungsformen der Euthanasie 
a) Juristisch unproblematische Fa11e 
Eine Sterbehi1fe gegen den ausdrucklichen oder konkludenten Wi11en 
des Patienten ist unzulassig. Auch Totung“aus Mitleid" ist in diesem 
Fa11 Totschlag， jenach Sachlage sogar Mord.29) 
Ebenso unproblematisch ist die schmerzlindernde Behandlung Tot-
kranker， welche den Todeszeitpunkt nicht beeinf1ust， insbesondere nicht 
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vorverlegt. Da hier zwischen dem Tun des Arztes und dem Tod des 
Patienten keine strafrechtliche Kausalitat besteht， ist diese Handlung 
nicht strafbar.30) 
b) Juristisch problematische Falle 
Anders ist die Sachlage zu beurtei1en， wenn durch die Behandlung 
der Todeszeitpunkt vorverlegt wird. Hier muβzuerst differenziert 
werden nach der Motivation des Arztes. Einmal kann der Arzt die 
Totung bewust und gewollt anstreben， um den Patienten von seinen 
Schmerzen oder seinem Dahinsiechen zu befreien， andererseits kann 
der Tod eine zwar in Kauf genommene， aber nicht gewollte Neben-
wirkung einer schmerzlindernden Behandlung sein. 
Der “typische" Fall der Euthanasie liegt dann vor， wenn der Arzt 
die Totung als Hauptziel beabsichtigt. Grundsatzlich macht sich hier 
der Arzt nach ~ 216 StGB (Totung auf Verlangen) strafbar:“1st jemand 
durch das ausdruckliche und ernstliche Verlangen des Getりtetenzur 
Totung bestimmt worden， so ist auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu funf Jahren zu巴rkennen. Der Versuch ist strafbar". Das eine 
solche Tat strafbar ist， resultiert aus der grundsatzlichen Unantast-
barkeit fremd巴nLebens， die auch durch eine Einwi1igung bzw. ein 
Verlangen nicht beeinf1ust wird.31) Zum anderen schutzt ~ 216 vor 
eventuellen Miβbrauchen.32) Ein pflichtbewuβter Arzt， der als alleiniges 
Ziel das Wohl seines Patienten sieht， kann in den Konf1ikt zwischen 
Schmerzlinderung und ~ 216 gelangen. Nach den Buchstab巴ndes Gesetzes 
ist der Patient in einer hoffnungslosen Lage. Um dem Arzt， zumindest 
in den Fallen， in denen der Tod nahe bevorsteht und der Patient sehr 
leidet， zu helfen， wird ~ 216巴twaseinschrankend ausgelegt. So ist der 
Arzt dann straffrei， wenn er die Sterbehilfe wahrend des Todeskampfes 
einsetzt (Hilfe im Sterben). Die Hilfe zum Sterben bleibt jedoch 
strafbar. Wann die Grenze zwischen beiden Erscheinungsformen zu 
ziehen ist， ist im Einzelfall zu entscheiden， und kann nicht mit einem 
juristischen Begriff exakt definiert werden. 
Noch verwirrender ist die Lage， wenn der Arzt lediglich die 
(82) 
Der Schutz des Lebens als juristische und ethische Aufgabe 132 
Schmerzlinderung des Patienten b巴absichtigt(z. B. Morphiumspritze)， 
dabei jedoch einkalkuliert， daβdies eventue11 den Tod hervorruft， ohne 
diesen aber zu wo11en. Ob hier bedingt vorsatzliche Totung auf Verlan-
gen oder aber nur fahrlassige Totung vorliegt， ist umstritten. Die 
Lage scheint auf den ersten Blick praktisch unbedeutend zu sein， weil 
das Strafmas fur beide Delikte recht ahnlich ist. Entscheidet man 
sich jedoch fur die Annahme der fahrlassigen Totung， so】(annder 
Rechtfertigugnsgrund des sogenannten "erlaubten Risikos" Platz greifen. 
Nimmt der Arzt eine an sich erlaubte und gebotene Handlung vor 
(Schmerzlinderung)， so darf er dabei ein daruberhinausgehendes Risiko 
(Tod) in Kauf nehmen， wenn dieses unter Abwagung der vorliegenden 
1nteressen als gering angesehen werden kann.33) Die Moglichkeit einer 
derartigen Straffreihei t des Arztes ist zu begruβen， darf jedoch nicht 
uberdehnt werden， um so zu einer Straflosigkeit der Euthanasie gene 
re1 zu gelangen. Das Todesrisiko， die Starke der Schmerzen und 
die Motivation des Arztes mussen in dem eben erwahnten Verh邑ltnis
zu巴inanderstehen， um Straffreiheit zu begrunden. 
Anzusprechen ist letztlich das Verhaltnis von aktiver zu passiver 
Euthanasie. Strafrechtlich ist nicht nur das Handeln relevant， sondern 
auch ein Unterlassen， wenn die Pflicht zum Handeln besteht.34) Um 
jedoch zu einer Strafbarkeit wegen unterlassener Hilfeleistung zu 
kommen， mus dem Arzt bzw. einem anderen potentie11en Rett巴rein 
Handeln“zumutbar" sein. Ob nun ein Retten gegen den Wil1en des 
Lebensmuden zumutbar ist， muβbezweifelt werden.35l Dem immer 
zu respektierenden Selbstbestimmungsrecht des Patienten steht in 
diesem Fa11 namlich nicht das Fremdtotungsverbot gegenuber. Zwar 
ist auch eine Totung durch Unterlassen moglich， ihr Unwertgehalt ist 
aber gegenuber der aktiven Tりtunggeringer.36) Lehnt der Patient eine 
Hi1feleistung ab， so sol1te sein Wi11e respektiert werden. 
Folgt man dem so gewonnenen Ergebnis， so drangen sich neue 
Probleme im Grenzbereich von Handeln und Unterlassen auf. 1st der 
Patient z. B. an巴i泊ne町rHerロz-Lu叩1刀mgen
der Arロztd出ieseab， so lag巴 nachdem bisher Gesagtem strafbare aktive 
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Euthanasie vor. Wie aber ware es， wenn die Maschine (z. B. ein 
anderes Modell) alle zwei Tage gewartet oder neu angestellt werden 
mus? Hier wurde Unterlassen vorliegen， das nach diesem Ergebnis 
straffrei ist. Fur die Strafbarkeit eines Arztes darf es aber nicht auf 
das Modell der Herz-Lungen-Maschine ankommen. Vielmehr sind hier 
Handeln und Unterlassen moralisch und juristisch gleich zu bewerten. 
Eine folgerichtige Losung dieses FaUes hat sich bisher noch nicht 
herausgearbeitet. Meiner Einsicht nach， ist folgender Losung der 
Vorzug zu geben: Lehnt der Patient eine Behandlung uberhaupt ab 
oder weigert er sich， neue Behandlungen zu ertragen (z. B. Operation)， 
so ist der Arzt， wenn er diesem Verlangen nachkommt， straflos. 1st 
eine Behandlung einmal aufgenommen， so ist ein Abbruch derselben， 
egal ob durch Handeln (Knopf auf “aus" stellen) oder durch Unterlassen 
(Knopf nicht wieder auf “an"はellen)unter dem Gesichtspunkt der 
aktiven Euthanasie zu beurteilen. Die Strafbarkeit richtet sich dann 
nach den oben aufgestellten Kriterien. 
3. Kritik 
Uber die bereits eben gemachten Vorschlage hinaus ist zur al-
gemeinen Euthanasie司Problematiknoch folgendes anzumerken: Eine 
Freigabe der Totung schlechthin ist nicht moglich. Auch die Straf-
freiheit der Selbsttotung darf nichts gegenteiliges bewirken. Die alte 
Formel von der absoluten Unverfugbarkeit des menschlichen Lebens ist 
jedoch im Einzelfall hart anzuwenden. 
Die Euthanasie-Indikation auf eine juristisch exakte Formulierung 
zu bring巴n，ist sehr schwierig. Einerseits muste sie moglichst genau 
sein， um“erweiternde Auslegungen" zu verhindern; andererseits muβ 
sie so dehnbar sein， daβwirklich alle Falle， die auftreten konnen， 
auch von ihr erfaβt werden. 
B. Der Schutz des Lebens a回 ethischerSicht 
Einleitung 
Eines der hochsten irdischen Guter des Menschen ist das Leben. 
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Sein Schutz ist von dem Schopfer der Natur dem Selbsterhaltungs-
und Pflegetrieb anvertraut. Der Beginn des menschlichen Lebens ist in 
vieler Hinsicht ein groβes Geheimnis. Es ist die gemeinsame Uberzeu-
gung der wissenschaftlichen Welt von heute， das das menschliche 
Leben die Kronung des groβartigen Evolutionsprozesses ist. Die 
Schopfung， die durch das lebenspendende Wort aus der uberfliesenden 
Liebe und Lebensfulle hervorgegangen ist， zeigt einen Hunger nach 
immer mehr Leben， nach immer vollkommenerem Leben. Der Mensch 
inmitten der Welt ist das dichteste und st註rksteSymbol der Transzen-
denz der Welt Gott gegenuber. 
Die Entfaltung des einzelnen Menschen ist nicht eine blose Wieder-
holung des lang dauernden Prozesses der Hominisation. Aber sie 
nimmt in wundervoller Weise teil an der gleichen Dynamik der Selbst-
transzendenz des Wachstums und des Strebens nach groserer Lebensfulle. 
Jede Phase enthalt schon im Kern die Moglichkeiten auf die nachste 
Phase hin， und doch ist diese mehr als die vorhergehende. Es gibt kein 
greifbareres Zeichen der schopferischen Gegenwart Gottes auf Erden 
als diesen Anfang und dieses Wachstum des menschlichen Lebens. 
Die Verschmelzung der Keimzellen im Augenblick der Befruchtung 
bringt etwas Neues， nie Dagewesenes und nie Wiederholbares hervor 
und ist der kennzeichnende Beginn eines einmaligen Individuums. Es 
handel t sich wirklich um das menschliche Leben， ausgezeichnet durch 
die Dynamik der Selbsttranszendenz， die der Mensch・Werdungund dem 
Mensch-Sein zukommt. 
Sicher ist die Befruchtung der Beginn eines individuell-menschlichen 
Lebens. Handelt es sich jedoch bereits um eine menschliche Person， die 
mit einer unsterblichen Seele begabt ist? Diese Frage ist bis zur 
Stunde umstritten. 
1n neuerer Zeit fuhrte eine genauere Kenntnis der embryonalen 
Entwicklung viele Biologen und schlieβlich viele Philosophen zu einem 
Eingestandnis der Unsicherheit uber den Augenblick oder die Phase， in
der wir entschieden uber das Gegebensein einer menschlichen Person 
sprechen konnen， die mit einer unsterblichen Seele ausgestattet ist， 
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bzw. Anspruch auf alle Rechte der Person hat. 
Es last sich nicht ausschliesen， das der in den letzten Jahren oder 
Jahrzehnten sich verstarkende Trend zur Billigung der Abtreibung 
einen Einflus auf die Bildung neuer Auffassungen und Theorien ausgeubt 
hat. Aber wir stehen doch auch vor wissenschaftlichen Daten， die 
gerade wirksame Verteidiger allen menschlichen Lebens vorsichtig 
machen， doch ja nicht mehr zu behaupten， als was sich wissenschaftlich 
beweisen last. 
1. Abtreibung 
Das moralische Problem der Abtreibung last sich fast bei allen 
uns bekannten Volkern der Vergangenheit nachweisen. Doch offent-
liches Bewustsein und Gesetzgebung waren fast uberall ein starker 
Schutz fur das ungeborene Leben. In der gesamten Geschichte der 
Christenhei t bis auf unsere Tage wurde das Verbot der Abtreibung als 
wesentlicher Bestand des funften Gebotes angeseh巴n:“Dusol1st nicht 
tりten!" 
Die Situation von heute ist jedoch in vieler Hinsicht neu. Nicht 
nur haben sich die Abtreibungstechniken so sehr entwickelt， das eine 
offentliche Kontrolle kaum mehr moglich ist， sondern es hat sich 
weithin auch ein bedenklicher Wandel des offentlichen Bewustseins 
vollzogen. Fast alle marxistischen Staaten lassen Schwangerschafts-
unterbrechungen bis zum dritten Monat straffrei.37) Mehrere Staaten 
der sogenannten freien Welt gingen sogar noch weiter und haben dem 
werdenden Leben praktisch allen strafrechtlichen Schutz entzogen，38) ja 
verlangen sogar， das der Steuerzahler die Abtreibungskosten bestreite. 
So sehr will man das Recht auf Abtreibung betonen， daβes mancher-
orts einem Recht auf kostenlose Abtreibung gleichkommt. 
1. Das Abtreibung-Problem als Paradigma fur die 
Frage nach dem Verh誌ltnisvon Recht und Moral 
Trotz aller Anstrengung der Befurworter der Abtreibung， dies als 
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eine rein private Sache， und darum ein Recht auf Freiheit in der Privat-
bzw. Intimsphare zu erklaren， wird es immer deutlicher， wie sehr es 
sich um eine Grundfrage nicht nur der individuellen， sondern auch der 
Sozialethik und politischen Ethik handelt. Menschliches Lebensrecht 
laβt sich nicht privatisieren. Ein normal entwickeltes Gewissen weis， 
das es nicht genug ist， selbst Abtreibung zu vermeiden. Wer sein 
Leben als Geschenk Gottes kennt， weiβauch， das er mitverantwortlich 
fur den Schutz jeglichen menschlichen Lebens ist. 
Die Abtreibung ist vor allem eine Gewissensfrage. Und es gil t， 
das Gewissen aller wachzurutteln. Sonst wird kaum eine gute Gesetz-
gebung erreicht werden， und auch gute Gesetze werden sich gegen 
allgemeinen Gewissensschwund kaum durchsetzen. Aber der Staat muβ 
sich energisch fragen lassen， wie es um das Verstandnis seiner wesent-
lichen Aufgaben steht， wenn er Abtreibung als Privatsache erklart， ja
sogar zu einem vom Staat selbst zu schutzenden Privatrecht machen 
will: Der Schutz der Schwachsten ist die allererste Aufgabe des Staates. 
Eine Einzelentscheidung fur Schwangerschaftsunterbrechung in einer 
komplexen Situation ist ein tragisches Ereignis. Aber Abtreibung in 
seinen eigenen Lebensplan einzukalkulieren und sich mit anderen zu 
verbinden， um das Recht auf Abtreibung in den Grundentwurf gesell-
schaftlichen und politischen Lebens einzubringen， verandert alle zwi-
schenmenschlichen Beziehungen， den Sinn des arztlichen Berufsstandes 
und die politischen Zielvorstellungen. 
Abtreibung kann nie eine blose Privatsache des Einzelnen sein.39) 
Auβer dem nasciturus sind vor allem zwei Personen im Spiel， namlich 
jene， die das Leben geweckt haben. Sie beide sind betroffen， auch 
wenn nun ein Teil allein die Sache der Abtreibung beschliesen will. 
Der Versuch， die soziale Dimension eines solchen Entschlusses zu 
leugnen， ist gleichbedeutend mit der Verleugnung der sozialen Dimen-
sion der Person als solcher. Wird der Gebrauch der Sexualitat und 
die gewaltsame Verleugnung der Verantwortung fur deren Folgen zu 
einer Privatsache， so greift die Unordnung weit uber den sexuellen 
Bereich und die direkten personalen Beziehungen hinaus. Und wer 
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grundsatzlich entschlossen ist， menschliches Leben bis zu einem 
gewissen Zeitpunkt aus Nutzlichkeitsgrunden wegzuraumen， degradiert 
menschliches Leben， einschlie.βlich des eigenen， als Ganzes. 
Erklart die Staatsgewalt Abtreibung als ein Recht der Burger， so 
impliziert dies auch die Anerkennung des Rechtes auf unverantwort-
liches sexuelles Verhal ten. Die falsche Einstellung zum werdenden 
menschlichen Leben ist zweifellos unter dem Einfluβder Legalisierung 
des Schwangerschaftsabbruchs entstanden. Das Recht， vor allem das 
Strafrecht und die von der Gesellschaft hochgehaltenen und gepflegten 
Sitten spielen eine grose Rolle bei der Formung des Gewissens. Das 
geltende Recht hat dazu beigetragen， das die Totung des keimenden 
Lebens in manchen gesellschaftlichen Gruppen mit Mord nichts zu tun 
hat， das sie nur Sache eines arztlichen Eingriffs geworden ist. 1n der 
Gesellschaft zeigt sich eine wachsende Aggressivitat gegen das unge-
borene Kind und gegen die Mutterschaft. Man will sich nicht die 
Grundfrage stellen， ob es erlaubt ist， keimendes Leben zu vernichten. 
Das Schwangerschaftsabbruchsgesetz ist ein Verstos gegen die ele-
mentaren Prinzipien der Moral. Die christliche Moralau日assunghalt 
fest daran， das j巴desmenschliche Wesen ein Grundrecht auf Leben hat. 
Dieses Leben ist unantastbar und fur einen Dritten unverfugbar. Das 
gilt auch fur die Handlungsweise der Mutter， weil die Leibesfrucht 
nicht als Teil ihres Korpers， sondern als ein ihr anvertrautes Leben zu 
betrachten ist. Wer ja sagt zum Grundrecht des Menschen auf Leben， 
der mus auch ja sagen zu den Grundbedingungen fur die Bewahrung 
menschlichen Lebens. Die Berufung des Arztes ist es， das menschliche 
Leben zu schutzen， er hat es zu bewahren und nie darf er sich zu 
巴inemWerkzeug der Vernichtung desselben hergeben. 
Die christliche Moral halt an dem Grundsatz fest， das es unter 
keinen Umstanden erlaubt sein kann， das Leben eines unschuldigen 
Kindes im Mutterschos direkt anzugreifen. Zulassig dagegen sind alle 
arztlich indizierten Operationen， die notwendig erscheinen， um einer 
akuten lebensgefahrlichen Erkrankung der Schwangeren zu begegnen， 
auch wenn ein巴 solcheOperation eine wahrscheinliche oder sichere 
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Gefahr fur das Leben der Leibesfrucht als ungewollte und indirekte 
Folge mit sich bringt. Voraussetzung fur die Erlaubnis zu operieren 
ist jedoch immer， das die Op巴rationder einzige Weg zur Rettung 
sowohl der Mutter als auch des ungeborenen Kindes ist. 
All das sol1 jedoch die Aufmerksamkeit nicht einseitig auf das 
Strafrecht lenken. Niemand kann sinnvoll laut nach harter Bestrafung 
der abtreibenden Frau rufen， solange sein巴 eigenenBeziehungen zum 
anderen Geschlecht unverantwortlich sind， und er praktisch nichts tut 
zum Schutze des geborenen und ungeborenen Lebens. Auch eine Staats-
gewalt， die nicht einmal ein Mindestma.βvon Vorkerungen zum Schutz 
von Mutter und Kind trifft und gleichzeitig schwere Strafsanktionen 
gegen die abtreibende Frau verhangt， stell t die Dinge auf den Kopf. 
Positive Schritte zur Ausmerzung der Hauptursachen der Ab-
treibung sind die erste Pflicht der Gesellschaft: z. B. geht es um eine 
groβere Offenheit und Hilfe gegenuber unverheirateten Muttern， Fur-
sorg巴 fur angemes8ene Wohnungen fur gattenlose Mutter， leicht 
zugangliche und kompetente Beratung fur j巴ne，die in Not sind， familien-
gerechte Lohne， die die Kinderzahl berucksichtigen， eine gerechte 
Verteilung der Steuern entsprechend den Leistungen der FamiIie fur 
die Erziehung von Kindern， Vorsorge fur die angemessene Sexualer-
ziehung u.s.w.40) 
2. Die Indikationen 
Die dem Kind feindliche moderne Welt hat die Grunde， die ihr die 
Schwangerschaftsunterbrechung“indiziert" erscheinen lassen， in den 
sogenannten Indikationen zusammengefast. 
a) Die eugenische Indikation 
Die eugenische Indikation halt es fur “indiziert"， dort das Leben 
des nasciturus zu vernichten， wo nur erbkranker oder erbschwacher 
Nachwuchs erwartet werden darf. Die Einstellung ist genau die gleiche 
wie bei der Euthanasie (der massenweisen Ausrottung der unerwun-
(89) 
125 
schten， der “lebensunwerten" Geborenen)， die grundsatzlich jedes Leben 
zu zerstoren bestrebt ist， das nach rassischen， wirtschaftlichen oder 
poli tischen Gesich tspunkten“lebensunwert" erscheint. Abges巴henvon 
der Verkennung des wahren Wertes des menschlichen Lebens mus eine 
solche Auffassung konsequent zu einem brutalen Menschenmorden ohne 
ersichtliche Grenzen fuhren. 
b) Die ethische Indikation 
Die sogenannte ethische Indikation halt es fur angebracht， Kinder， 
die ihr Dasein dem Ehebruch oder der V ergewal tigung verdanken， 
moglichst fruh und insgeheim durch Abtreibung aus dem Wege zu 
schaffen， damit der Mensch nicht an einem ungewol1ten Kind und der 
Schande“sittlich" zerbreche， damit eine bruchige Ehe nicht auseinan-
dergehe oder damit der Mensch die Uberzeugung von seiner bur-
gerlichen Anstandigkeit nicht verliere. 
Diese burgerliche Ethik glaubt nicht， daβder Mensch durch den 
Mord an einem unschuldigen Kind， das nichts dafur kann， daβes un-
gewol1t ist， zerbrechen konne; denn die wahrhaft ethischen Grundlagen 
des Menschseins sind bei den Vertretern dieser Auffassung langst 
verschuttet. 
c) Die soziale Indikation 
Die soziale Indikation halt den Schwangerschaftsabbruch dort fur 
gerechtfertigt， wo ein Kind eine al1zugrose soziale bzw. wirtschaft-
liche Last fur die Familie oder fur die Mutter bedeuten wurde. Die 
Grenzen dieser Indikation werden meistens groβzugig abgesteckt. Es 
ist ja von vornherein klar， daβsie nur willkurlich gezogen werden 
konnen， wenn es einmal“indiziert" sein sol1' das eine Mutter ihr Kind 
mordert， weil es in ihre Vorst巴l1ungenvon sozialen Anspruchen， vom 
Lebensstandard， nicht hineinpast. 
Sogar Arzte vertreten heute diese Auffassung， indem sie erklaren， 
die Anerkennung der sozialen Indikation sei die logische Voraussetzung 
fur die Durchsetzung der medizinischen Indikation. 
(90) 
Der Schutz des Lebens als juristische und ethische Aufgabe 124 
Freilich kann man auch nicht ruhigen Gewissens die Abtreibung in 
wirtschaftlicher oder sozialer Not schwer verurteilen， wenn man selbst 
nichts tut， um durch die Linderung wirklicher Notzustande auch die 
Versuchung zu verringern. 
3. Kritik 
Gott allein ist der Herr uber Leben und Tod. Kein Arzt darf 
Todesurteil uber das ungeborene Leben fallen und ausfuhren， sondern 
er muβbis zuletzt alles tun， um das Leben von Mutter und Kind zu 
retten. Wenn er es dann trotz der notigen Sorgfalt in der Ausbildung 
und Praxis nicht vermag， so ist es Gott selbst， der uber das Leben 
entschieden hat. 
Wenn es grundsatzlich in die Moral der Mutter aufgenommen 
wurde， inder Gefahr fur ihr Leben einfach das Leben des Kindes zu 
“opfern" zur Rettung des eigenen Lebens， dann ware Mutterlichkeit 
nicht mehr Hingabe， sondern Egoismus. Es gehort wesentlich zur 
Mutterliebe， zur mutterlichen Opferbereitschaft， das die Mutter eher 
ihr eigenes Leben preisgibt， als da.βsie das Leben ihr巴sKindes selbst 
angreift， bzw. einen Arzt bestellt， der sie durch die Schwangerschafts-
unterbrechung aus der Gefahr retten soll. 
Das Schlimmste ist jedoch die moralische Zerstorung der Mutter-
lichkeit. Gerade auch vom arztlichen Standpunkt aus ist es falsch， 
das Leben des Kindes und die seelische Gesundheit der Mutter， ihr 
echt mutterliches Denken und Fuhlen， geringer anzuschlagen als die 
blose Rettung des leiblichen Lebens der Mutter， zumal der Arzt bei 
grりβeremmedizinischen Konnen auch dem leiblichen Leben der Mutter 
ohne Einleitung eines Schwangerschaftsabbruchs besser dienen konnte. 
Die christ1iche Moral lehnt al diese sogenannten Indikationen ab， 
und halt es nach dem Gesetz Gottes nicht nur fur “indiziert"， sondern 
fur absolut verpflichtend， und zwar fur jedes einzelne Gewissen， sich 
vor jeder direkten Totung eines unschuldigen und hilflosen Menschenle-
bens unbedingt zu huten， vielmehr jedes menschliche Leben unter den 
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Schutz der Liebe zu nehmen. Dies gilt ganz besonders fur die Mutter， 
der Gott das Leben des Kindes anvertraut hat， und fur den Arzt， der 
von Beruf der Huter des Lebens sein sol1. 
n. Euthanasie und Moral 
Das Gesetz al1ein kann das Problem der Euthanasie nicht erschop-
fend losen. Die entscheidende Bedeutung fur die Losung des Euthana-
sie司Problemskommt der Ethik zu. Der Standpunkt des Rechts in 
dieser Materie vvurd巴namlichdurch die Moral beeinfluβt. Das men-
schliche Leben ist nicht ausschlieβlich eine private Angelegenh巴itdes 
Individuums und der Schutz des Lebens liegt so entscheidend im al1-
gemein-gesel1schaftlichen Interesse， das der Gesetzgeber dem Individuum 
nicht erlaubt， frei uber das eigene Leben zu verfugen.41) 
Von dem ethischen Standpunkt ist Euthanasie eine Form des Selbst-
mordes und Beihilfe zum Selbstmord. Es ist eine Art der Totung， 
die jedoch nicht Mord genannt vvird， wenn keine unehrenhaften Motive 
dahinterstehen. 
1m Verlauf der Geschichte hatte das Wort Euthanasie verschieden-
artige Bed巴utungen.Es konnte bedeuten: 
a) liebevol1 umsorgende und kompetente Hilfe， die dem Sterbenden 
ermoglichen sol1， das Beste aus seinem Tod zu machen; 
b) die Behandlungsvveise des Kranken， die ihrer Natur nach auf 
Schmerzlinderung abgestel1t ist， aber als vorauszusehende Nebenvvirkung 
eine Verkurzung des Lebens mit sich bringen mag; 
c) in der Vergangenheit sprachen die Arzte und Moralisten bis-
vveilen von tassiver Euthanasie， vverm aus triftigen Grunden technisch 
mogliche， aber im Ganzen nicht hilfreiche Mittel aufgegeben vverden， 
also Verzicht auf Lebensverlangerung， vvenn dies nur Verlangerung 
des Sterbeprozesses ist; 
d) die Bedeutung des Wortes ist sehr verschieden， je nachdem 
jemand seinem eigenen Leben oder dem Leben eines anderen ein Ende 
macht， sei es in seinem Auftrag oder durch Unterlassung pflichtge-
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maser Sorge， sei es mit oder ohne Zustimmung dessen， der vom 
Schauplatz des L巴bensabtreten sol1.42) 
Wir behandeln hier bewuste und direkte Lebensverkurzung durch 
Versagen einer an sich hilfreichen Behandlung， auf die der Patient 
unter den gegebenen Umstanden ein Recht hat (negative Euthanasie)， 
und direkte Masnahmen， um das Leben abzukurzen oder ihm ein Ende 
zu bereiten (positive Euthanasie). In beiden Fa11en handelt es sich um 
eine gesetzte Entscheidung gegen das Leben eines anderen， eine Ver-
letzung des Verbotes:“Du sol1st nicht toten!" 
Die Vertreter der Euthanasie berufen sich vor allem auf zwei 
Argumente， namlich， auf den Mitleid mit dem Leidenden und auf die 
Qualitat des Lebens. Die Entschuldigung mit dem Hinweis auf 
untragbare Schmerzen wird immer weniger uberzeugend， wei1 die 
moderne Medizin sehr wirksame Mittel der Schmerzbekampfung 
gefunden hat， die den Patienten nicht seines Bewuβtseins berauben.43) 
Das Argument von der Qualitat des Lebens zur Rechtfertigung der 
Euthanasie ist in seinen unvermeidlichen Folgen uberaus verhangnisvoll 
fur das Leben in der Gesellschaft. Denn es setzt voraus， das eine 
Gruppe von Menschen sich als Richter uber den Wert des Lebens 
anderer aufwerfen darf. Ihr Urtei1 gegen den Lebenswert ist nicht 
nur Ausdruck der Verachtung， sondern praktisch ein Todesurt巴i1.
Obwohl manche die Frage auf jene Falle einschranken wollen， indenen 
der Patient das Bewuβtsein verloren hat und unausweichlich dem Tod 
entgegengeht， so bleibt es eben doch ein Richten uber unser Leben und 
der Anspruch， aufgrund dessen zur Ausfuhrung der Euthanasie schreiten 
zu durfen. Man kann sich leicht ausmalen， das die zunachst eng 
gezogenen Grenzen immer mehr uberschritten wurden. 
Die Hauptursache der frei angenommenen oder ausdrucklich er-
sehnten Euthanasie， d.h. das Verlangen， entweder durch Entzug von 
Behandlung oder durch direkte Ma.βnahmen getりtetzu werden， ist das 
Gefuhl des “sozialen Todes"， das Er1eiden des eigenen Unwertes in den 
Augen der anderen， die dem Kranken die ersehnte Liebe und Fursorge 
verweigern.叫
(93) 
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Die meisten Vertreter der Euthamisie machen die Zustimmung 
oder das ausdruckliche Verlangen des leidenden Menschen zur absoluten 
Bedingung. Aus Barmherzigkeit einem solchen Wunsch durch tatige 
Mitwirkung entgegenzukommen ware， dann nicht als Mord zu bezeichnen. 
Das stimmt， insofern Mord ein Toten aus niedrigen Motiven ist. 
Aber es ist eben doch ein Toten， wobei vorausgesetzt wird， das 
der leidende Mensch ein Recht habe， uber seinen Tod zu entscheiden， 
und folglich auch die Mitwir】mnganderer in Anspruch nehmen durfe. 
Diese Voraussetzung ist jedoch ein Irrtum. Der Gegengrund des Thomas 
von Aquin gilt auch heute noch:“Da das Leben Gottes Gabe an den 
Menschen ist， sundigt jener， der sich das Leben nimmt， gegen Gott 
ahnlich， wie jener， der den Sklaven eines anderen totet， sich gegen den 
Besitzer versundigt".45) Jedes Leben ist lebenswert， solange Gott es 
erhalt. 
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